
durch Vorbereitung oder Ausführung eines Planes zur 
Entfesselung eines Aggressionskrieges abgestellt wird, 
wird deutlich, daß es hierbei nicht um die Bestrafung 
der „kleinen“ Handlanger der Kriegshetzer nach diesem 
Gesetz geht, sondern eben um die Verantwortlichkeit 
der Organisatoren. Das müßte auch der zu wählende 
Strafrahmen durch eine hohe Mindeststrafe und die Zu­
lässigkeit der Todesstrafe erkennen lassen.

Die Strafbarkeit der Genozidverbrechen sollte wegen 
ihres engen Zusammenhangs mit der Verschwörung 
gegen den Frieden in einem zweiten Absatz dieser 
Norm geregelt werden. In allgemeiner Form sollten .in 
Übereinstimmung mit der Konvention über die Ver­
hütung und Bestrafung des Völkermordes solche Hand­
lungen unter Strafe gestellt werden, die darauf ge­
richtet sind, eine nationale, ethnische, rassische oder 
religiöse Gruppe ganz oder teilweise zu vernichten.

Die Aufnahme dieser schwersten Verbrechen gegen 
den Frieden in das StGB hängt in erster Linie von der 
politischen Entwicklung und davon ab, inwieweit es 
den friedliebenden Kräften gelingt, die Kriegstreiber 
und besonders die westdeutschen Militaristen zu bän- 

. digen. Deshalb wird diese Frage zu gegebener Zeit 
erneut zu prüfen sein.

3. Der Tatbestand über die Kriegshetze muß deren 
typische Formen erfassen, die Schwere derartiger An­
griffe auf den Frieden widerspiegeln und sich eindeutig 
von der staatsgefährdenden Hetze abgrenzen. Solche 
typischen Formen, die auch den besonderen Charakter 
erkennen lassen, sind die Propagierung von Aggressions­
handlungen, insbesondere die Propaganda für einen 
Angriffskrieg, die Verwendung von Atomwaffen oder 
anderen Massenvernichtungsmitteln zu Aggressions­
zwecken und die Aufforderung zum Bruch völkerrecht­
licher Vereinbarungen, die der Wahrung und Festigung 
des Friedens oder der Entwicklung Deutschlands auf 
demokratischer Grundlage dienen. Diese Strafrechts­
norm richtet sich also gegen die Propagandisten des 
Krieges. Der Strafrahmen sollte eine Mindeststrafe von 
etwa zwei Jahren Freiheitsentzug enthalten, um gleich­
falls zu unterstreichen, daß bestimmte Formen der 
faschistischen oder militaristischen Propaganda, die ge­
genwärtig nach § 19 Abs. 1 Ziff. 1 StEG bestraft wer­
den, auch künftig nicht unter den Tatbestand der 
Kriegshetze subsumiert werden sollen. Für diese Fälle 
verbleibt es bei der Bestrafung wegen staatsgefährden­
der Propaganda und Hetze.

4. Die Kriegsvorbereitungen der Imperialisten sind 
immer mit Unterdrückungsmaßnahmen und Terror nach 
innen verbunden. Sie lassen alle die Menschen, die 
ihren Aggressionsplänen hinderlich sind, mit den Mit­
teln des gerichtlichen und außergerichtlichen Terrors 
verfolgen und hetzen in übelster Art gegen die Frie­
densbewegung und ihre Anhänger. Deshalb ist eine 
Bestimmung gegen Angriffe auf die Friedensbewegung 
erforderlich. Im Interesse der Erhaltung des Friedens 
und des Schutzes der Friedenskämpfer vor brutalen 
Unterdrückungsmethoden müßte unser künftiges Straf­
recht diejenigen mit Strafe bedrohen, die andere Per­
sonen gegen die Bewegung für die Erhaltung und Festi­
gung des Friedens oder gegen Teilnehmer am Kampf 
für den Frieden wegen ihrer Tätigkeit aufhetzen oder 
die gegen Teilnehmer am Kampf für den Frieden we­
gen ihrer Tätigkeit Gewalt anwenden, diese verfolgen 
lassen oder mit Gewalt bedrohen.

5. Eine weitere Strafrechtsnorm soll die Anwerbung 
für imperialistische Kriegsdienste unter Strafe stellen. 
Hierbei ist vor allem daran gedacht, die Werber für die 
Fremdenlegion, die in Westdeutschland ihr Unwesen 
treiben, zu fassen. Sie nutzen die Unerfahrenheit, so­
ziale Notlage und andere Umstände bei jungen Deut­
schen gewissenlos aus, um sie für ein Kopfgeld in einen 
schmutzigen Krieg zu schicken. Allen bekannt ist der 
Einsatz deutscher Menschen zur Erstickung des Frei­
heitskampfes der Völker in Vietnam und in Algerien. 
Tausende haben dabei ihr Leben lassen müssen. Be­
straft werden müßte deshalb, wer Deutsche zur Teil­
nahme an kriegerischen Handlungen, die der Unter­
drückung eines Volkes dienen, oder zum Eintritt in 
ausländische imperialistische Militärformationen oder 
Söldnertruppen anwirbt.

6. Schließlich wird es für erforderlich gehalten, einen 
Tatbestand zu schaffen, der die freiwillige Teilnahme 
von Deutschen an ausländischen imperialistischen

Kriegsdiensten erfaßt. Die freiwillige Teilnahme an der 
Ausplünderung und Unterdrückung anderer Völker in 
ausländischen imperialistischen Militärformationen oder 
Söldnertruppen ist ein so schwerer Angriff auf den 
Frieden, daß er nicht unbestraft bleiben kann. Diese 
Handlungen schädigen außerdem das Ansehen des deut­
schen Volkes und unter Umständen auch das der DDR 
in schwerer Weise. Der Eintritt in die sog. westdeutsche 
Bundeswehr wird damit nicht erfaßt, wenn auch ein 
solches Verhalten wegen des Charakters dieser Truppen 
politisch-moralisch äußerst verwerflich ist.

In Übereinstimmung mit dem Wesen und den Zielen 
unseres Strafrechts soll zu dieser Norm in Konkreti­
sierung des jetzigen § 9 Ziff. 2 StEG in einem weiteren 
Absatz festgelegt werden, daß diese Handlungen nicht 
bestraft werden, wenn sich der Täter aus eigenem Ent­
schluß den imperialistischen Kriegsdiensten entzieht. 
Eine solche Vorschrift ist ein Anreiz, die Söldnertruppen 
zu verlassen, und eröffnet den Betreffenden den Weg zu 
einem ehrenhaften Leben.

II
Bei den Verbrechen gegen die Deutsche Demokrati­

sche Republik konnten die Erfahrungen der Strafver­
folgungsorgane, die sie bei der Anwendung des StEG 
(§§ 13 bis 19 und 21 bis 24) gesammelt hatten, ver­
wertet werden. Diese Bestimmungen haben sich zur 
Sicherung des Arbeiter-und-Bauern-Staates und seiner 
politischen, ökonomischen und ideologischen grundle­
genden gesellschaftlichen Verhältnisse als wirksam er­
wiesen. Die Notwendigkeit ihrer weiteren Vervoll­
kommnung folgt aus der Dialektik unserer Entwicklung.

1. Die Notwendigkeit der Beibehaltung des Tatbe­
standes über -das unmittelbare Umsturzverbrechen 
— den Staatsverrat — ist unbestritten. Er wird auch im 
wesentlichen in der gleichen Fassung wieder vorge- 
schJagen, da er den praktischen Bedürfnissen ent­
spricht. Zu streichen sind in Ziffer 2 des jetzigen § 13 
die Worte „oder der Länderkammer“ und „oder eines 
ihrer Mitglieder“. Die erste Änderung folgt aus dem 
Gesetz über die Auflösung der Länderkammer der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 11. Dezember 
1958 (GBl. I S. 867). Die zweite Änderung steht mit der 
gesetzlichen Neuregelung der Verantwortlichkeit für 
staatsgefährdende Gewaltakte in Zusammenhang. Es 
wird vorgeschlagen, den Mitgliedern der örtlichen 
Machtorgane und den Mitgliedern der Volkskammer 
und des Ministerrates einen einheitlichen Strafschutz 
bei ihrer gesetzmäßigen Tätigkeit zu geben. Auf die 
Neufassung des jetzigen § 18 StEG wird noch einzu­
gehen sein. Außerdem ist die Hervorhebung der Mit­
glieder der Volkskammer und des Ministerrates im § 13 
StEG nicht erforderlich, weil das „Unternehmen“ des 
Staatsverrates unter Strafe gestellt werden soll. Schließ­
lich ist die Bezugnahme auf die „verfassungsmäßige 
Tätigkeit“ im § 13 und die exaktere Bezeichnung im 
§ 18 StEG „gesetzmäßige Tätigkeit“ staatsrechtlich un­
richtig.

2. Bei der Fassung der Tatbestände der Spionage und 
der staatsgefährdenden Nachrichtenübermittlung geht 
es darum, einen Spionagetatbestand zu schaffen, der 
alle auftretenden Formen der Spionage erfaßt und eine 
exaktere Abgrenzung zur Nachrichtenübermittlung er­
möglicht. Es wird klarer auszudrücken sein, daß die 
Tätigkeit der Tipper, der Werber, der Kuriere usw. für 
Spionageorganisationen ebenfalls Spionage ist, und 
schließlich gesetzlich eindeutig zu fixieren sein, daß die 
im Aufträge einer Spionageorganisation erfolgte Samm­
lung oder Übermittlung anderer Nachrichten, mit denen 
die Wühltätigkeit der Feinde unterstützt wird, gleich­
falls zu Bestrafung als Spion führt. Als Grundtatbe­
stand bleibt folglich die Sammlung usw. von „Staats­
geheimnissen“ entsprechend dem § 14 StEG bestehen. 
Das Hauptkriterium bleibt also die „im politischen oder 
wirtschaftlichen Interesse oder zum Schutze der DDR 
geheimzuhaltende Nachricht“. Zur gesetzlichen Konkre­
tisierung der in den Handlungen der Tipper, der Wer­
ber usw. in Erscheinung tretenden Begehungsformen 
wird vorgeschlägen, in einer besonderen Ziffer bei Bei­
behaltung der * Strafbarkeit des „Unternehmens“ fest­
zulegen, daß derjenige, der zum Zwecke der Spionage 
am Aufbau, an der Aufrechterhaltung und Sicherung 
der näher bezeichneten Stellen, Organisationen oder 
Gruppen mitwirkt, gleichfalls wegen Spionage be-
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